
resignierenden Feststellung, die internatio­
nale Persönlichkeit des einzelnen stehe 
nach wie vor im Belieben der Staaten. 
Das eigentliche Kernstück des Berichts bil­
det die abschließende Zusammenfas ­
sung <, die lediglich ein Siebtel des Doku­
ments umfaßt. Mit dem Hinweis, daß die in 
Art.29,1 AEMR niedergelegten Pflichten 
zwar nur moralischer Natur seien, daß ihre 
ausdrückliche Erwähnung in den Präam­
beln der Menschenrechtspakte ihnen aber 
einen quasi-rechtsverbindlichen Charakter 
zuweise, wird ein umfangreicher Pflichten­
katalog eingeleitet. Dieser unterteilt sich in 
Pflichten des einzelnen gegenüber der G e ­
meinschaft im allgemeinen, Pflichten ge­
genüber anderen Individuen, Pflichten der 
Ausländer, Flüchtlinge und Staatenlosen 
und sogenannte verschiedene andere ge­
setzliche Pflichten<. Die einzelnen Pflich­
tengruppen überschneiden sich teilweise, 
so findet sich etwa in der Gruppe der 
Pflichten gegenüber anderen Individuen 
die Pflicht, politische Rechte wahrzuneh­
men, die als Pflicht, an Wahlen teilzuneh­
men, unter der Überschrift verschiedene 
andere gesetzliche Pflichten< wieder auf­
taucht. Welchen Erkenntniswert dieses fein­
maschige Pflichtennetz für den angestreb­
ten effektiven Menschenrechtsschutz ha­
ben soll, bleibt unklar — gerade im Hin­
blick auf die Aufbürdung teilweise uner­
füllbarer Pflichten (wie die zur Respektie­
rung der Demokratie ohne Rücksicht auf 
das Rechts-, Wirtschafts- und Gesel l ­
schaftssystem, in dem der einzelne lebt). 
Der Bericht ist trotz des wiederholten Be­
kenntnisses zu den Menschenrechten letzt­
lich nichts anderes als ein kaum verhüllter 
Versuch, die auf internationaler Ebene er­
reichten Garantien dieser Rechte zu ent­
werten. K S 

Rechtsfragen 

IGH: Einstweilige Anordnung Im Konflikt zwischen 
den Vereinigten Staaten und dem Iran (6) 

Einstimmigkeit erzielten die 15 Richter 
aus Ost wie West, aus Industrie- wie aus 
Entwicklungsländern, die im letzten De­
zember eine einstweilige Anordnung ( v o r ­
sorgliche Maßnahmenc) gegen die Regie­
rung des Iran trafen. Der Internationale 
Gerichtshof ( IGH; Zusammensetzung s . 
VN 2/1979 S.76) im Haag, eines der sechs 
Hauptorgane der Vereinten Nationen, wur­
de von den Vereinigten Staaten am 29. No­
vember 1979 angerufen, nachdem am 4. No­
vember die US-Botschaft in der iranischen 
Hauptstadt von Demonstranten besetzt und 
die Botschaftsangehörigen als Geiseln ge­
nommen worden waren; auch die amerika­
nischen Konsulate in Täbris und Schiras 
waren besetzt worden. 
I. Am 15. Dezember 1979 entschied der IGH 
vorläufig — bis zum Erlaß einer endgülti­
gen Entscheidung in diesem Konfliktfall —, 
daß die Regierung der Islamischen Repu­
blik Iran verpflichtet sei , die Gebäude und 
Einrichtungen der amerikanischen Bot­
schaft und der Konsulate an die USA zu 
deren ausschließlicher Kontrolle freizuge­
ben und die Sicherheit und den effektiven 
Schutz dieser Einrichtungen gemäß gelten­
dem Völkerrecht für die Zukunft sicherzu­

stellen. Das Gericht stellte des weiteren 
fest, daß die Regierung des Iran verpflich­
tet sei , alle in der Botschaft, im iranischen 
Außenministerium oder anderswo festge­
haltenen amerikanischen Staatsbürger 
ohne Ausnahme freizulassen und ihnen 
den völkerrechtlich garantierten Schutz zu 
gewähren. Gleichzeitig nahm das Gericht 
gegen jede in Aussicht gestellte strafrecht­
liche Verfolgung dieses amerikanischen 
diplomatischen und konsularischen Perso­
nals durch den Iran Stellung. Schließlich 
rief der IGH beide Staaten auf, alles zu 
vermeiden, was den Konflikt weiter ver­
schärfen oder seine Lösung erschweren 
könnte. 
Damit (voller Wortlaut: UN-Doc.S/13697 v. 
19.12.1979) entsprach der IGH im wesent­
lichen dem Antrag der USA vom 29. No­
vember. 
II. Zur Begründung ihres Antrages hatten 
die Vereinigten Staaten die Verletzung 
folgender völkerrechtlicher Verpflichtungen 
seitens des Iran vorgetragen: des Wiener 
Übereinkommens über diplomatische Be­
ziehungen von 1961, des Wiener Überein­
kommens über konsularische Beziehungen 
von 1963, des Übereinkommens über die 
Verhinderung und Bestrafung von Verbre­
chen gegen völkerrechtlich geschützte Per­
sonen, einschließlich Diplomaten, von 1973, 
des Freundschaftsvertrages zwischen den 
USA und dem Iran sowie der Charta der 
Vereinten Nationen (Art.2,3, Art.2,4 sowie 
Art.33). 
Die Regierung der Islamischen Republik 
Iran hatte den IGH aufgefordert, von der 
Klage keine Kenntnis zu nehmen. Sie be­
gründete dies damit, daß es sich bei der 
Besetzung der Botschaftsgebäude (der Be ­
griff der Geiselnahme wird abgelehnt) 
nur um einen marginalen Aspekt eines grö­
ßeren Komplexes handele: Die USA hät­
ten in den vergangenen 25 Jahren ständig 
Einfluß auf die inneren Angelegenheiten 
des Iran genommen und dabei in zahlrei­
chen Fällen gegen geltendes Völkerrecht 
verstoßen, insbesondere durch den Sturz 
der Regierung Mossadegh im Jahre 1953 
durch den CIA. Speziell gegen den Antrag 
auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung 
trug die Regierung des Iran vor, diese sei 
nur geeignet, die Interessen der USA, nicht 
aber auch die des Iran als Streitpartei zu 
schützen. Sie sei demzufolge unzulässig. 
Insgesamt bestritt die iranische Regierung 
die Zuständigkeit des IGH unter Hinweis 
darauf, daß im Lande eine Revolution statt­
gefunden habe und deren Auswirkungen 
nicht vom IGH überprüft werden könnten. 
III. Der IGH stützte seine Entscheidung im 
wesentlichen auf die beiden genannten 
Wiener Übereinkommen. Seine Zuständig­
keit leitete er aus den Fakultativprotokol­
len der beiden Konventionen her. Diese 
sehen zwar die Möglichkeit einer Streit­
erledigung auch ohne Einschaltung des 
IGH vor. Das Gericht wies jedoch darauf 
hin, daß es insoweit zu keiner Einigung 
zwischen den Streitparteien gekommen sei , 
so daß die alleinige Jurisdiktion des IGH 
bestehe. 
Der IGH wies die Behauptung des Iran zu­
rück, daß es sich hier um ein marginales 
Problem handele. Im übrigen wurde die 
iranische Regierung aufgefordert, ihre Vor­
würfe gegen die USA zu spezifizieren. 

Ausführlicher nahm das Gericht zu der 
Frage Stellung, inwieweit der Erlaß einer 
einstweiligen Anordnung zulässig sei . E s 
wies darauf hin, daß durch eine derartige 
Anordnung die Entscheidung in der Haupt­
sache nicht vorweggenommen würde. Im 
übrigen wies es die Rechtsansicht der ira­
nischen Regierung zurück, eine derartige 
Anordnung müsse stets beiden Streitpar­
teien dienen und dürfe nicht nur im Inter­
esse einer Partei liegen. 
In der Sache selbst stellte der IGH fest, 
daß die Regierung des Iran ihre Pflichten 
aus den beiden Wiener Übereinkommen 
über diplomatische bzw. konsularische Be­
ziehungen verletzt habe. Hierbei handele 
es sich nicht um eine der internationalen 
Gerichtsbarkeit entzogene innere Angele­
genheit des Iran. Wo 

Verschiedenes 

Funkverwaltungskonferenz In Genf: Frequenzbe­
reichszuweisungen und andere Ergebnisse (7) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 5/1979 S.184f. fort.) 
Mit einem für alle Teilnehmer befriedigen­
den Ergebnis endete am 6. Dezember 1979 
die am 24. September in Genf, dem Sitz der 
Internationalen Fernmeldeunion (Interna­
tional Telecommunication Union, ITU), er­
öffnete weltweite Funkverwaltungskonfe­
renz (World Administrative Radio Confe­
rence, WARC-79). Von den 154 Mitglied­
staaten hatten 142 eine Delegation ent­
sandt; außerdem nahmen Beobachter von 
30 internationalen Organisationen an der 
Konferenz teil. Mit über 2000 Teilnehmern 
war die WARC-79 die größte Konferenz, 
die die ITU in ihrer 114jährigen Geschichte 
durchzuführen hatte. 132 Staaten unter­
zeichneten am Abend des 6. Dezember die 
Schlußakten der Konferenz und damit die 
neue, dem heutigen Stand der Technik 
entsprechende Vollzugsordnung für den 
Funkdienst (VO Funk), die etwa 1150 S e i ­
ten umfaßt und voraussichtlich bis zum 
Jahre 2000 gültig sein wird. Die neue VO 
Funk ersetzt mit ihrem Inkrafttreten am 
I . J a n u a r 1982 die derzeit gültige von 1959. 
Nach den Bestimmungen des Internationa­
len Fernmeldevertrages von Malaga-Torre-
molinos (1973) ist die VO Funk für alle 
Unionsmitglieder verbindlich. 
Die Konferenz, die mit elf Wochen Dauer 
eine Woche länger währte als ursprünglich 
vorgesehen, schien zunächst einer Bela­
stungsprobe in der Frage des Vorsitzes 
ausgesetzt. Nach fast viertägigen Verhand­
lungen zwischen Industrie- und Entwick­
lungsländern wurde am 27. September der 
Argentinier Roberto Severini zum Vorsit­
zenden gewählt; die Ämter der Stellver­
treter wurden im Sinne einer angemesse­
nen Vertretung der verschiedenen Regio­
nen vergeben. Schwerpunkt und wichtig­
stes Ziel der Konferenz war die Neuord­
nung der Frequenzbereichszuweisungen an 
die einzelnen Funkdienste innerhalb der 
drei Regionen (Region 1: Europa, Afrika 
und die gesamte Sowjetunion; Region 2: 
Amerika; Region 3: Asien, Australien und 
Ozeanien). Die erzielten Ergebnisse be­
ruhen in zahlreichen Fällen auf einem Kom­
promiß, wobei der Nachholbedarf der Ent­
wicklungsländer eine wesentliche Rolle 
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